Arbeitsgemeinschaft im Baugewerbe


Zusammenfassung

Arbeitsgemeinschaften im Baugewerbe entstehen durch die gemeinsame Erbringung von Werk- oder Werklieferungsverträgen. Dabei schließen sich mehrere selbständige Unternehmer in Form einer BGB-Gesellschaft zusammen. Zweck dieser Gesellschaft ist die Durchführung von einem oder mehreren Aufträgen. Typischer Anwendungsfall ist der Zusammenschluss für nur einen Werk- oder Werklieferungsvertrag.

Arbeitsgemeinschaften sind gewerbesteuerrechtlich als Mitunternehmerschaften und damit als Gewerbebetriebe (§ 2 Abs. 1 Satz 2 GewStG i. V. m. § 15 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 1 EStG) anzusehen. Sie sind gem. § 5 Abs. 1 Satz 3 GewStG selbst Steuerschuldner.

Nach § 2a GewStG gilt jedoch die Ausnahme, dass der typische Anwendungsfall (alleiniger Zweck ist nur ein einziger Werk- oder Werklieferungsvertrag) nicht als eigener Gewerbebetrieb zu qualifizieren ist.

Soweit die Arbeitsgemeinschaft selbst mit einem Auftraggeber Verträge abschließt, ist sie Unternehmer i. S. d. Umsatzsteuergesetzes. Es gelten dann die gesetzlichen Regelungen des UStG.

Zivilrechtlich geregelt sind Gesellschaften bürgerlichen Rechts in § 705 BGB. Gem. Abschn. 2.1 Abs. 4 UStAE ist die Unternehmereigenschaft gegeben. 

EINKOMMENSTEUER

Grundsätzlich unterliegt eine Arbeitsgemeinschaft als BGB-Gesellschaft den gesetzlichen Bestimmungen des Einkommensteuerrechts ohne Besonderheiten. Die Gesellschaft erzielt Einkünfte aus Gewerbebetrieb gem. § 15 EStG. Für die Gesellschaft ist neben einer eigenen Gewinnermittlung eine gesonderte und einheitliche Erklärung zur Feststellung der Besteuerungsgrundlagen (§ 180 Abs. 1 Nr. 2a AO) zu erstellen. Die erzielten Einkünfte werden den Beteiligten zugewiesen.

Einziger Ausnahmefall ist gem. § 180 Abs. 4 AO die Arbeitsgemeinschaft, deren alleiniger Zweck in der Erfüllung eines einzigen Werk- oder Werklieferungsvertrages besteht. In diesem Fall werden die Einkünfte jedes Beteiligten direkt bei dessen steuerlicher Veranlagung ermittelt. Die vor allem im Baugewerbe üblichen Leistungen der beteiligten Partner an die Arbeitsgemeinschaft sind steuerlich wie Fremdleistungen zu behandeln, die im Zeitpunkt der Leistungserbringung zur sofortigen Gewinnrealisierung führen.
GEWERBESTEUER (§ 2a GewStG)
Die Arbeitsgemeinschaft i. S. d. § 2a GewStG ist eine Personengesellschaft. Die ARGE darf als Ziel nur die Erfüllung eines einzigen Werk- oder Werklieferungsvertrags haben. Zivilrechtlich handelt es sich regelmäßig um BGB-Gesellschaften i. S. d. § 705 BGB (GbR). Steuerrechtlich bleiben die beteiligten Unternehmen aber als selbstständige Unternehmen bestehen. Auf die Rechtsform der beteiligten Unternehmen kommt es nicht an.

Die unter § 2a GewStG fallenden Arbeitsgemeinschaften sind keine selbstständigen Gewerbebetriebe. Die von ihnen erzielten Gewerbeerträge sind unmittelbar bei den beteiligten Unternehmen anzusetzen. Gleiches gilt auch für Leistungserträge, die durch die Überlassung von Anlagevermögen durch einzelne Partner an ihre Arbeitsgemeinschaft entstanden sind. Die beteiligten Unternehmen können Gewinne aus der Arbeitsgemeinschaft mit Verlusten aus ihrem sonstigen Gewerbebetrieb ausgleichen.

Wird die Gemeinschaft für mehrere solcher Verträge gegründet, ist sie ein sachlich selbstständiger Gewerbebetrieb und fällt nicht mehr unter § 2a GewStG. Das gleiche gilt, soweit der Zweck der Gesellschaft nicht nur die Erfüllung eines Werk- oder Werklieferungsvertrags ist, sondern z.B. auch die Vermarktung des fertigen Produkts.

UMSATZSTEUER

Schließt eine Arbeitsgemeinschaft des Baugewerbes allein die Bauverträge mit dem Auftraggeber ab, entstehen unmittelbare Rechtsbeziehungen nur zwischen dem Auftraggeber und der Arbeitsgemeinschaft, nicht aber zwischen dem Auftraggeber und den einzelnen Mitgliedern der Gemeinschaft.

In diesem Falle ist sie umsatzsteuerlicher Unternehmer (§ 2 Abs. 1 UStG). Dies gilt auch, wenn sich die Arbeitsgemeinschaft nur zur Abarbeitung eines einzigen Werk- oder Werklieferungsvertrags zusammenschließt.

Zur Frage des Leistungsaustauschs zwischen einer Arbeitsgemeinschaft des Baugewerbes und ihren Mitgliedern vgl. Abschn. 1.6 Abs. 8 UStAE.

HINWEIS
Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.

